
RIW ¡.eft t2t2ot6

Dr. Stephan lVilske, Rechtsanwalt, Stuttgart

BREXITund dessen Einfluss auf den
Justizstandort London

Die erste Seite

DerAutor
ist Partner der Kanzlei Gleiss Lutz mit einem
Schwerpunkt in der internationalen Streit-
schlichtung; er ist außerdem ständiger Mit-
arbeiterderRlW.

Die letzten verfassungsrechtlichen Kämpfe
darüber, ob das BREXIT:Votum vom23. 6.
2016 schon die endgültige Entscheidung war
oder ob nicht das Parlament dem Antrag auf
Austritt aus der EU zustimmen muss, sind
zwar noch nicht entschieden - ein Spruch des
Obersten Gerichtshofes wird erst im Janua¡
2017 erwartet -, Spekulationen über eine
mögliche Umkehr des britischen Volkswil-
lens sind aber unbegründet. Das BREXIT-
Votum war - unabhängig vom Einsatz ge-
zinkterKarten (so Klötzel,RIW 2016, Heft 9,
Die erste Seite) - kein Betriebsunfall. Popu-
1är war die EU in England nämlich noch nie.
Den Blick nach vorne gerichtet wird in Kon-
tinentaleuropa nun zusehends versucht, im
BREXIT nicht nur Rechtsunsicherheit und
Risiken zu sehen, sondern auch Chancen zu
identifizieren. Frankfurter Immobilienmak-
lern muss dies nicht erläutert werden. Z,¡neh-
mend diskutiert wird die Frage, ob es gelin-
geîmag, den Justizstandort Deutschland auf
Kosten Londons zu stärken. Eirre Newsletter-
Welle Londoner Kanzleien hat zwar schon
seit dem 24. 6.2016 allein den Gedanken an
negative Einflüsse des BREXIT auf den
Justizstandort London für völlig abwegig er-
klärt. Dieser werde durch den BREXIT viel-
mehr gestärkf. Die Leidenschaft dieses Vor-
trags provoziert aber Skepsis und Wider-
spruch.

Gerichtsverfah¡en sind in England traditio-
nell deutlich teurer als in Deutschland. Die

Gesamtverfahrenskosten eines Standard-

falles betragen in Großbritannl,en n:r:'d' 40 yo,

in Deutschland dagegen nx 14o/o des Streit-
wertes - dafür dauern Gerichtsverfahren in
England aber geme auch etwas länger (Han-
delsblatt v. 3. 11.2016, S. 25). Vonvielen in-
ternationalen Unternehmen wird dies den-
noch akzeptiert,\,/as ganz nachdrücklich das
überragende Marketing-Geschick des Justiz-
standorts London beweist. Erinnert sei hier
an die Broschiire der englischen Law Society
aus dem Jahr 2007 mit dem Tltel ,,England
and Wales: The Jurisdiction of Choice".Die-
se enthielt u. a. die Fallstudie eines imaginä-
ren deutschen Chemieunterrrehmens, das sei-
ne Patentstreitigkeiten lieber vor englischen
Gerichten ausfocht, weil es angeblich glaub-
te, ein englisches Gerichtsurte il wfu e,,hi ghly
persuasive in Germany and throughout
Europe" (ebda., S. 9).

Die EU-weite Anerkemungs- und Vollstre-
ckungsf?ihigkeit von Gerichtsurteilen war
zwar nie englischen Urteilen vorbehalten,
mit dem BREXITentftilltjedenfalls die recht-
liche Grundlage Qetzt: YO l2l5l20l2) Flr
diesen vermeintlich besonderen Vorteil des
Justizstandorts London. Das EuGVÛ vom
27. 9. 1968 ist mittlerweile überholt. Das
Haager Übereinkommen über Gerichts-
standsvereinbarungen hat nur einen engen
Anwendungsbereich und hat seit seinem In-
k¡afttreten am 1. 10. 201 5 den Praxistest noch
nicht bestanden. Ein Beitritt zum Lugano II-
Übereinkommen erfordert die Zustimmung
aller Vertragsparteien. Ob flihrende englische
Regierungsmitglieder dem Beispiel der kana-
dischen Handelsministerin im Fall CETA fol-
gen und belgische Provinzpolitiker und Par-
teitage deutscher Regierungsparteien um Zu-
stimmung zu einem solchen Beitritt oder gar
zu einem weiter reichenden Abkommen be-
knien wollen, erscheint fraglich. Am Ende ist
das mühsam und teuer erkämpfte ênglische
Urteil nach dem (harten) BREXIT in der EU
das Urteil eines Drittstaates, dessen Schicksal
entsprechend der nationalen Regelungen sei-
ner verbliebenen (derzeit) 27 Restmitglied-
staaten entschieden wird.

Was den Schiedsorl London betrifft, ist es

vollkommen richtig, dass ein BREXIT keine
unmittelbaren rechtlichen Wirkungen hat, ist
die Schiedsgerichtsbarkeit vom EU-Recht
doch ausgenommen und noch immer im We-
sentlichen von der New York Convention be-
stimmt. Englische Schiedspraktiker begeis-
tern sich schonjetzt an dem Gedanken, dass
nach dem BREXIT englische Gerichte wie-
der anti-suit injunctions erlassen dürfen, um
Gerichtsverfahren in anderen EU-Mitglied-
staaten zu verhindem, die in Verletzung einer
Schiedsvereinbarung eingeleitet werden.
Auch an EU-Sanktionen gegen Drittstaaten

wäre man nicht mehr gebunden. Die vom
EuGH in der West Tankers-Entscheidung
verbotenen anti-suit injunctions spielen in
der Praxis der Schiedsgerichtsbarkeit aber
keineswegs die Rolle, die sie in Newslettern
spielen, die den Schiedsort London preisen.

Ob England sich tatsächlich Sanktionen sei-
ner Verbündeten gegen Aggressoren entzie-
hen möchte, damit London für Streitigkeiten
von Oligarchen attrakfiv bleibt, mag in Frage
gestellt werden. Nach einem richti! über-
zeugenden Geschäftsmodell klingt dies zu-
mindest nicht. Michael Mcllwrath (Global

BREXIT-Risiken für
London als inter-
nationaler Justiz-
standort könnten
eine Chance für
den Justizstandort
Deutschland sein

Chief Litigation Counsel von GE Oil & Gas)
weist zu Recht darauf hin, dass ein Schieds-
ort auch von der Perzeption der möglichen
Nutzer lebt (J. of Infl Arbitration 2016, 451,
455). Aufkeimende Fremdenfeindlichkeit
und Rückbesinnung auf ausschließlich natio-
nale Traditionen - einschließlich Grenzsi-
cherung - lassen die Frage berechtigt er-
scheinen, ob ein solcher Schiedsort es auch
künftig erlauben wird, ausländische Zeugen,
Alwälte und Schiedsrichter kurzfristig ein-
reisen zu lassen. Auch bei der Wahl engli-
schen Rechts muss abgewartet werden, ob
die derzeit spürbare Euphorie einer Rück-
kehr zum wahren und puren Common Law -
unter Abstoßung aller EU-rechtlichen Tradi-
tionen - tatsächlich das ist, was ein global tä-
tiges Unternehmen von einem modernen
Schiedsort und einem modemen Recht er-
wartet. Schon immer beobachtbare ,,Wig and
Gown"-Ansãtze haben bereits bislang deut-
lich gemacht, dass der Schiedsort London
sich oftmals weniger durch eine internationa-
le, sondern eher lokale Prägung auszeichnet.

Neue Initiativen zur Stärkung des Justiz-
standortes Deutschland wie die Justizinitiati-
ve Frankfurt am Main für eine Kammer für
internationale Handelssachen oder der neu
gegründete,,litigation think tanlë' ILEX, der
seine Eröffnungskonferenz am 24. 11. 2016
in Frankfurt am Main unter den programma-
tischen Titel ,,Germany - the New Litigation
Wonderland?" stellte, aber auch Maßnahmen
zur Stärkung des Vertrauens international
agierender Unternehmen in deutsche Richter
und Anwälte (Rühl, EvZW 2016, 7 62) kom-
men zur richtigen Zeit, auch unabhängig
vom BREXIT. Dem Rückzug des Vereinig-
ten Königreichs auf seine Insel sollte
Deutschland das Angebot eines Justizstand-
orts mit sowohl qualitativ hochwertiger als
auch zeit- und kosteneffizienter Streitbeile-
gung entgegenstellen.


